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BMASK; Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz; Änderung. Ressortstel-
lungnahme 
 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend teilt zum Gegenstand 

Folgendes mit: 

 
1) Zu § 3: 

Der Wunsch nach Einführung einer unbefristeten Möglichkeit zur Beantragung 

der Neufeststellung von Pensionen in den dargestellten Fällen kann angesichts 

einer zweijährigen europarechtlichen vorgesehenen Frist nicht nachvollzogen 

werden. 

 
2) Zu § 4: 

Hingewiesen werden darf darauf, dass der Hauptverband nicht die Verbindungs-

stelle für den Bereich Familienleistungen ist. In Bezug auf das Kinderbetreuungs-

geld stellt dies das Kompetenzzentrum der NÖGKK und in Bezug auf die Fami-

lienbeihilfe das BMWFJ dar. 

 
3) Zu § 5: 

Die gesetzliche Verankerung des Hauptverbandes als Zugangsstelle (aber nicht 

als Verbindungsstelle!) für den gesamten Bereich der sozialen Sicherheit und 
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damit auch für die Familienleistungen (Familienbeihilfe und Kinderbetreuungs-

geld) ist begrüßenswert. 

 
Angesichts der enormen technischen Herausforderungen zur Umsetzung des 

elektronischen Datenaustausches zwischen den Zugangsstellen der einzelnen 

Staaten einerseits und der damit verbundenen Notwendigkeit der Errichtung ei-

nes nationalen Datenaustausches (Anbindung an den Hauptverband als Zugangs-

stelle) andererseits, muss § 5 Abs. 3 Z 2 dahingehend ergänzt werden, dass es 

auch Aufgabe des Hauptverbandes ist, die Träger bei der Anbindung der Endpro-

dukte zu unterstützen. 

 
4) Zu § 6: 

§ 6 Abs. 3 1. Satz ist so zu ergänzen, dass die Festsetzung der Höhe der Kosten-

ersätze im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Bundesminister zu erfol-

gen hat. 

 
Die Erläuterungen im allgemeinen Teil, wonach eine Kostenschätzung für die Er-

richtung und den Betrieb der Zugangsstelle nicht möglich sei, kann nicht nach-

vollzogen werden. Gemäß § 6 Abs. 3 zweiter Satz müssen die Kostenersätze für 

das erste Kalenderjahr ebenfalls auf Basis von Schätzungen festgelegt werden. 

Weiters verfügt der Hauptverband seit Februar Informationen zum Mengengerüst 

bei den Familienleistungen, die einer Schätzung zugrunde gelegt werden können. 

 
Eine Kostenschätzung ist im Hinblick auf zu treffende budgetäre Vorkehrungen 

unabdingbar. Die finanziellen Erläuterungen sind daher um die geschätzten Kos-

ten, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Bereichen der sozialen Sicherheit (aus 

ho. Sicht zumindest für den Bereich der Familienleistungen), zu ergänzen. 

 
Nicht zugestimmt werden kann einer Regelung, wonach dem Hauptverband quasi 

ein Blankoscheck ausgestellt wird. 

 

U. e. wurde eine Ausfertigung der Stellungnahme dem Präsidium des National-

rates an die Adresse begutachtungsverfahren@parlament.gv.at übermittelt. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Wien, am 14.07.2011 
Für den Bundesminister: 
i.V. Mag.iur. Wolfgang Kölpl 
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